
 

 

 

Landessozialgericht 

Niedersachsen-Bremen 

 

Im Namen des Volkes 

Urteil 

L 8 SO 69/22 

S 81 SO 440/21 Sozialgericht Hannover 

 

In dem Rechtsstreit 

A. 

– Klägerin und Berufungsklägerin – 

Prozessbevollmächtigter: 

Rechtsanwalt B. 

gegen 

Region Hannover - Fachbereich Soziales -, 

vertreten durch den Regionspräsidenten, 

Hildesheimer Straße 20, 30169 Hannover 

– Beklagte und Berufungsbeklagte – 

hat der 8. Senat des Landessozialgerichts Niedersachsen-Bremen  
ohne mündliche Verhandlung 
am 18. April 2024 in Celle 
durch die Richter C. und D. sowie die Richterin E.  
und die ehrenamtlichen Richter F. und G. 
für Recht erkannt: 
 

Die Berufung der Klägerin gegen das Urteil des Sozialge-
richts Hannover vom 7. Juni 2022 wird zurückgewiesen. 
 
Außergerichtliche Kosten sind auch für das Berufungsver-
fahren nicht zu erstatten. 
 
Die Revision wird nicht zugelassen. 
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T A T B E S T A N D  

 

Im Streit ist die Berücksichtigung einer Zuwendung aus einem US-amerikanischen Kon-

junkturpaket ("American Rescue Plan of 2021") als sozialhilferechtliches Einkommen 

für den Zeitraum von August bis November 2021. 

 

Die 1940 geborene Klägerin lebt in der im Regionsgebiet der Beklagten liegenden Lan-

deshauptstadt Hannover (LHH) in einer etwa 55 qm großen Dreizimmerwohnung, für 

die sie im streitgegenständlichen Zeitraum monatlich eine Grundmiete von 360,94 € 

und Vorauszahlungen für Betriebs- und Heizkosten von 87,00 € bzw. 65,73 € sowie 

einmalig im August 2021 aufgrund einer Betriebskostenabrechnung 87,60 € zu entrich-

ten hatte. Sie bezog von der Deutschen Rentenversicherung (DRV) Bund eine Alters-

rente in monatlicher Höhe von 558,16 € zzgl. eines Zuschusses zur freiwilligen Kran-

kenversicherung von 44,93 €; an Beiträgen für die Kranken- und Pflegeversicherung 

hatte sie monatlich 182,71 € bzw. 36,03 € zu zahlen. Zusätzlich bezog sie eine US-

amerikanische Rente in monatlicher Höhe von 292,00 US-Dollar, deren Überweisungs-

betrag in € von dem jeweils geltenden Wechselkurs abhing und sich im August 2021 

auf 245,68 €, im September 2021 auf 247,29 €, im Oktober 2021 auf 249,95 € und im 

November 2021 auf 253,01 € belief. Zur Bestreitung ihres Lebensunterhaltes bezieht 

sie bis heute von der insoweit von der Beklagten herangezogenen LHH ergänzend Leis-

tungen der Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsminderung nach dem Vierten Ka-

pitel des SGB XII (Grundsicherungsleistungen). 

 

Im Mai 2021 erhielt die Klägerin von der US-amerikanischen Regierung aus dem Kon-

junkturpaket „American Rescue Plan“ einen Scheck über 1.400,00 US-Dollar, den sie 

gegen eine Bearbeitungsgebühr von 17,50 € und einer Gutschrift von 1.147,54 € ein-

löste (mit Wertstellung am 21.5.2021). Nachdem sie die LHH über die Einlösung des 

Schecks Ende Mai 2021 informiert hatte, bewilligte diese der Klägerin für August 2021 

bis Januar 2022 wegen des wechselnden US-Renteneinkommens vorläufig Grundsi-

cherungsleistungen in monatlicher Höhe von zunächst 134,36 € bzw. nach Teilabhilfe 

von 137,28 € u.a. unter Anrechnung der auf sechs Monate aufgeteilten Zuwendung 

abzgl. der Bearbeitungsgebühr (1.130,04 €) für die Zeit von August bis November 2021 

in monatlicher Höhe von 188,33 €; für August 2021 gewährte sie wegen der Betriebs-

kostennachzahlung zusätzlich 87,60 € (Bescheide der LHH vom 8.7. und 17.8.2021 in 

Gestalt des Teilabhilfe- und Widerspruchsbescheides der Beklagten vom 15.11.2021). 
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Die Berücksichtigung der US-amerikanischen Hilfe bei der Bewilligung von Grundsiche-

rungsleistungen für Juni und Juli 2021 (vgl. Bescheid der LHH vom 15.7.2021) ist Ge-

genstand eines weiteren Verfahrens. 

 

Nach Klageerhebung beim Sozialgericht (SG) Hannover am 14.12.2021 hat die LHH 

der Klägerin für August 2021 bis Januar 2022 endgültig Grundsicherungsleistungen be-

willigt, insoweit für August i.H.v. 229,20 €, September i.H.v. 139,99 €, Oktober i.H.v. 

137,33 € und November 2021 i.H.v. 134,27 € (Bescheid vom 13.1.2022). Das SG hat 

die auf höhere Leistungen gerichtete Klage u.a. mit der Begründung abgewiesen, die 

US-amerikanische „Corona-Soforthilfe“ sei gemäß § 82 SGB XII in voller Höhe als Ein-

kommen zu berücksichtigen. Eine Privilegierung nach § 83 Abs. 1 SGB XII komme 

mangels ausdrücklicher Zweckbestimmung aufgrund öffentlich-rechtlicher Vorschriften 

nicht in Betracht. Eine solche ergebe sich weder aus sec. 9601 des American Rescue 

Plan Act noch aus dem Schreiben vom 22.4.2021, mit dem der Scheck übersandt wor-

den war und der Präsident der Vereinigten Staaten von Amerika ausgeführt hatte, dass 

eine „sofortige wirtschaftliche Entlastung“ für den Empfänger der Leistung gewollt sei. 

Eine Zweckbestimmung ergebe sich auch nicht aus dem Informationsschreiben des 

Bundesministeriums für Arbeit und Soziales (BMAS) u.a. zur Behandlung von Beihilfen 

und Unterstützungen während der Corona-Krise vom 4.6.2020, nach dem Sonderzah-

lungen von Arbeitgebern (sog. Corona-Boni) oder Bundesländern für Beschäftigte im 

Pflegebereich (sog. Pflege-Boni) nach § 82 Abs. 3 Satz 3 SGB XII bzw. § 83 Abs. 1 

SGB XII bis zu einer Höhe von 1.500,00 € freizulassen seien. Die US-amerikanische 

„Corona-Soforthilfe“, bei der es sich in der Sache um eine als Einkommen anzurech-

nende Steuererstattung („Recovery Rebates“) handele, sei mit diesen Sonderzahlun-

gen nicht zu vergleichen. Da die Leistung aufgrund des American Rescue Plan nicht 

den Ausgleich immaterieller Schäden betreffe, komme auch eine Privilegierung nach  

§ 83 Abs. 2 SGB XII nicht in Betracht. Dies gelte zudem für eine Freilassung des Ein-

kommens nach § 84 Abs. 1 und 2 SGB XII, also von Zuwendungen der freien Wohl-

fahrtspflege bzw. durch Dritte, ohne hierzu eine rechtliche oder sittliche Pflicht zu haben, 

weil solche Zuwendungen hier tatbestandlich nicht vorliegen würden (Urteil des SG vom 

7.6.2022; der Klägerin zugestellt am 15.6.2022). 

 

Hiergegen richtet sich die Berufung der Klägerin vom 14.7.2022, die den Streitgegen-

stand des Verfahrens auf den Zeitraum von August bis November 2021 beschränkt hat 

(Schriftsatz des Prozessbevollmächtigten der Klägerin vom 4.1.2023). Sie macht Ihren 
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Standpunkt im erstinstanzlichen Verfahren ergänzend geltend, die US-amerikanische 

Beihilfe dürfe nicht auf die Leistungen nach dem SGB XII angerechnet werden, weil sie 

dem Ausgleich höherer Lebensunterhaltskosten, z.B. für FFP2-Masken, Toilettenpapier 

oder Desinfektionsmittel, gedient habe. Die der aufgrund ihres Alters während der Pan-

demie besonders schutzbedürftigen Klägerin gewährten Grundsicherungsleistungen 

hätten diese Bedarfe nicht bzw. nur unzureichend gedeckt. Die besondere Ausnahme-

situation der Pandemie und die damit verbundenen Auswirkungen und wirtschaftlichen 

Nachteile der Menschen rechtfertigten eine Privilegierung der Einnahme aufgrund von 

Erwägungen eines übergesetzlichen Notstandes bzw. einer Regelungslücke im deut-

schen Sozialrecht. 

 

Die Klägerin beantragt schriftsätzlich, 

 

das Urteil des SG Hannover vom 7.6.2022 aufzuheben, den Bescheid der LHH 

vom 13.1.2022 zu ändern und  

 

den Beklagten zu verurteilen, der Klägerin für den Zeitraum von August bis No-

vember 2021 höhere Leistungen der Grundsicherung im Alter und bei Erwerbs-

minderung nach dem SGB XII zu gewähren, insbesondere ohne Berücksichti-

gung der Corona-Hilfe der US-amerikanischen Regierung i.H.v. 1.400,00 US-

Dollar als Einkommen. 

 

Die Beklagte beantragt, 

 

 die Berufung zurückzuweisen. 

 

Die Beteiligten haben sich mit einer Entscheidung des Senats ohne mündliche Ver-

handlung durch Urteil einverstanden erklärt (Schriftsätze vom 29.8. und 4.9.2023). 

 

Wegen der weiteren Einzelheiten des Sach- und Streitstandes wird auf den Inhalt der 

Gerichtsakte und der beigezogenen Verwaltungsakten der LHH (zwei Bände) Bezug 

genommen. Diese Akten haben dem Senat vorgelegen und sind Gegenstand der Ent-

scheidungsfindung gewesen. 
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E N T S C H E I D U N G S G R Ü N D E  

 

Der Senat entscheidet mit dem Einverständnis der Beteiligten ohne mündliche Ver-

handlung durch Urteil (§ 124 Abs. 2 SGG). 

 

Die form- und fristgerecht (§ 151 SGG) eingelegte und auch im Übrigen zulässige, ins-

besondere ohne Zulassung statthafte (§§ 143, 144 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 SGG) Berufung 

ist unbegründet. Das SG hat die Klage zu Recht abgewiesen. 

 

Gegenstand der insgesamt zulässigen und statthaften kombinierten Anfechtungs- und 

Leistungsklage (§ 54 Abs. 1 und 4, § 56 SGG) auf höhere Leistungen (zum sog. Hö-

henstreit vgl. BSG, Urteil vom 11.9.2020 - B 8 SO 8/19 R - juris Rn. 17 m.w.N.) für den 

Zeitraum von August bis November 2021 ist der Bescheid der LHH vom 13.1.2022, 

durch den der Klägerin (endgültig) Grundsicherungsleistungen u.a. für August i.H.v. 

229,20 €, September i.H.v. 139,99 €, Oktober i.H.v. 137,33 € und November 2021 i.H.v. 

134,27 € bewilligt worden sind. Nach den zutreffenden Ausführungen des SG ist dieser 

Bescheid - bezogen auf den hier streitgegenständlichen Zeitraum - gemäß § 96 Abs. 1 

SGG Gegenstand des Klageverfahrens geworden. Die insoweit zunächst ergangene 

Leistungsentscheidung der Beklagten (Bescheide der LHH vom 8.7. und 17.8.2021 in 

Gestalt des Teilabhilfe- und Widerspruchsbescheides der Beklagten vom 15.11.2021), 

ist nicht (mehr) Gegenstand des Verfahrens, weil diese bloß vorläufig nach § 44a  

SGB XII ergangen (zur vorläufigen Bewilligung bei bestehender Ungewissheit über die 

Höhe einer nach dem jeweiligen Wechselkurs anzurechnenden ausländischen Rente 

vgl. jüngst Senatsbeschluss vom 8.3.2024 - L 8 SO 128/22 B - sowie SG München, 

Beschluss vom 17.2.2022 - S 49 SO 480/21 - juris Rn. 13) und durch die endgültige 

bzw. abschließende Bewilligung ersetzt worden ist und sich damit auf sonstige Weise 

i.S. des § 39 Abs. 2 SGB X erledigt hat (vgl. zum Vorstehenden BSG, Urteil vom 

5.8.2021 - B 4 AS 83/20 R - juris Rn. 12, zu § 41a SGB II; Klein in jurisPK-SGG, 2. Aufl. 

2022, § 96 Rn. 33 m.w.N.). 

 

Die Klage richtet sich zutreffend gegen die beklagte Region. Sie ist als örtlicher Träger 

der Sozialhilfe (§ 3 Abs. 1 und 2 Satz 1 SGB XII i.V.m. § 2 Abs. 1 und 2 Satz 1 HS. 1 

des Niedersächsischen Ausführungsgesetzes zum SGB IX und SGB XII - Nds. AG 

SGB IX/XII - vom 24.10.2019, GVBl. S. 300, zuletzt geändert durch Gesetz vom 

30.6.2022, GVBl. S. 426) für die an sich in die sachliche Zuständigkeit des überörtlichen 
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Trägers der Sozialhilfe, des Landes Niedersachsen (§ 2 Abs. 3 Nds. AG SGB 

IX/SGB XII), fallenden Grundsicherungsleistungen (§ 46b Abs. 1 SGB XII i.V.m. § 3 

Abs. 4 Nr. 3 SGB XII) durch gesetzliche Heranziehung (§ 4 Abs. 2 Nr. 1 Nds. AG SGB 

IX/SGB XII) zuständig (sog. Wahrnehmungszuständigkeit, vgl. etwa BSG, Urteil vom 

30.8.2017 - B 14 AS 31/16 R - juris Rn. 14 m.w.N.). Sie entscheidet hierüber im eigenen 

Namen (§ 6 Abs. 4 Nds. AG SGB IX/SGB XII) und hat ihrerseits die LHH zur Durchfüh-

rung dieser Aufgaben herangezogen (§ 4 Abs. 3 Nr. 1 SGB XII), die wiederum in ihrem 

Namen über die Leistungen entscheidet (§ 6 Abs. 5 Nds. AG SGB IX/SGB XII). 

 

Der Bescheid der LHH vom 13.1.2022 ist rechtmäßig. Ein Anspruch der Klägerin auf 

höhere Grundsicherungsleistungen - insbesondere ohne Berücksichtigung der Zuwen-

dung aus dem US-amerikanischen Konjunkturpaket „American Rescue Plan“ als Ein-

kommen - besteht nicht. 

 

Rechtsgrundlage für die endgültige Leistungsbewilligung ist in verfahrensrechtlicher 

Hinsicht § 44a Abs. 5 Satz 1 SGB XII (vgl. BSG, Urteil vom 5.8.2021 - B 4 AS 83/20 R - 

juris Rn. 14, zu § 41a Abs. 3 Satz 1 SGB II). Danach hat nach Ablauf des Bewilligungs-

zeitraums der für die Ausführung des Gesetzes nach diesem Kapitel zuständige Träger 

abschließend über den monatlichen Leistungsanspruch zu entscheiden, sofern die vor-

läufig bewilligte Geldleistung nicht der abschließend festzustellenden entspricht. Dass 

die LHH durch den hier angefochtenen Bescheid vom 13.1.2022 über die der Klägerin 

für die Zeit von August 2021 bis Januar 2022 zustehenden Grundsicherungsleistungen 

bereits vor Ablauf des mit Bescheid vom 8.7.2021 bestimmten Bewilligungszeitraums 

(August 2021 bis Januar 2022) endgültig entschieden hat, führt nicht zur Rechtswidrig-

keit der Bewilligung. Ungeachtet der Verpflichtung zur Bescheidung aus § 44a Abs. 5 

Satz 1 SGB XII („hat“) darf die zuständige Behörde auch vor Ablauf des Bewilligungs-

zeitraums eine endgültige Entscheidung treffen, wenn die hierfür erheblichen Tatsa-

chen, die zunächst zu einer nur vorläufigen Entscheidung geführt hatten, - wie hier - 

bereits feststehen. 

 

Materiell-rechtlich ist die Klägerin dem Grunde nach leistungsberechtigt nach § 19 

Abs. 2 i.V.m. § 41 Abs. 1 und 2 Satz 1 und 2 SGB XII. Im streitgegenständlichen Zeit-

raum hatte sie ihren gewöhnlichen Aufenthalt im Regionsgebiet der Beklagten und im 

Alter von 81 Jahren die maßgebliche Altersgrenze überschritten. 
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Der sich aus der Summe der nach § 42 Nr. 1 bis 4 SGB XII anzuerkennenden monatli-

chen Bedarfe ergebende monatliche Gesamtbedarf i.S. des § 43a Abs. 1 SGB XII hat 

sich auf den Regelsatz nach der Regelbedarfsstufe 1 für eine erwachsene, alleinste-

hende Person nach der Anlage zu § 28 SGB XII i.H.v. 446,00 € (§ 42 Nr. 1 SGB XII) 

und die Bedarfe für Unterkunft und Heizung i.H.d. tatsächlichen Aufwendungen (§ 42 

Nr. 4 lit. a, § 42a Abs. 1 Satz 1 i.V.m. § 35 Abs. 1 Satz 1 und Abs. 4 Satz 1 SGB XII 

i.d.F.v. 21.12.2015, BGBl. I 2557) belaufen. Diese haben regulär die Grundmiete in mo-

natlicher Höhe von 360,94 € und die Vorauszahlungen für Betriebs- und Heizkosten von 

87,00 € bzw. 65,73 € (Gesamt: 513,67 € je Monat) umfasst und zusätzlich die im August 

2021 fällige Forderung aus der Betriebskostenabrechnung vom 5.8.2021 i.H.v. 87,60 €. 

Der monatliche Gesamtbedarf beläuft sich mithin für August 2021 auf 1.047,27 € und in 

den Monaten September bis November 2021 auf jeweils 959,67 €. 

 

Diesem Bedarf ist gemäß § 43 Abs. 1 Satz 1 i.V.m. §§ 82 ff. SGB XII das (monatliche) 

Einkommen der Klägerin gegenüberzustellen, im Einzelnen die Altersrente einschließ-

lich des Zuschusses zur freiwilligen Krankenversicherung von 44,93 € in monatlicher 

Höhe von insgesamt 603,09 € (netto) sowie die US-amerikanische Rente im Zeitpunkt 

ihres Zuflusses zum jeweils geltenden Kurswert (vgl. etwa BSG, Urteil vom 30.6.2016 

- B 8 SO 3/15 R - juris Rn. 22 m.w.N.), also im August i.H.v. 245,68 €, im September 

i.H.v. 247,29 €, im Oktober i.H.v. 249,95 € und im November i.H.v. 253,01 €.  

 

Auch die im Mai 2021 zugeflossene US-amerikanische Beihilfe aus dem „American 

Rescue Plan“ ist als einmalige Einnahme gemäß § 82 Abs. 1 und 7 SGB XII (i.d.F.v. 

2.6.2021, BGBl. I 1387, a.F.) zu berücksichtigen.  

 

Nach den zutreffenden Ausführungen des SG (Urteil, S. 7 f.) kommt eine Privilegierung 

dieser Einnahme als anrechnungsfrei nach den gesetzlichen Vorgaben der §§ 82 ff. 

SGB XII nicht in Betracht. Insbesondere ist sie keine nach Zweck und Inhalt bestimmte 

Leistung i.S. des § 83 Abs. 1 SGB XII. Danach sind Leistungen, die auf Grund öffentlich-

rechtlicher Vorschriften zu einem ausdrücklich genannten Zweck erbracht werden, nur 

so weit als Einkommen zu berücksichtigen, als die Sozialhilfe im Einzelfall demselben 

Zweck dient. Dies ist nur dann der Fall, wenn sie zu einem ausdrücklich genannten 

Zweck gewährt werden, der über die Sicherung des Lebensunterhalts hinausgeht und 

zudem ein anderer als derjenige sein muss, für den die im Einzelfall in Frage stehende 

Sozialhilfe gewährt wird; dabei kann es genügen, dass die Zweckbestimmung aus den 
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Voraussetzungen für die Leistungsgewährung folgt, soweit sich aus dem Gesamtzu-

sammenhang die gewollte Zweckbindung eindeutig ableiten lässt  (BSG, Urteil vom 

23.3.2010 - B 8 SO 17/09 R - juris Rn. 24 m.w.N.). Nach diesen Maßgaben ist eine 

eindeutige Zweckbestimmung aufgrund der Regelungen des „American Rescue Plan of 

2021“ nicht anzunehmen (abrufbar unter: https://www.con-

gress.gov/117/plaws/publ2/PLAW-117publ2.pdf). Das Hilfs- bzw. Konjunkturprogramm 

steht danach in einem unmittelbaren Zusammenhang mit der Covid-19-Pandemie 

(vgl. auch die Ausführungen der US-Regierung unter https://www.whitehouse.gov/ame-

rican-rescue-plan/). Die konkrete Leistung ist aufgrund der Regelung sec. 9601.2021 

(Rückerstattungen für Einzelpersonen; Untertitel G – Förderung der wirtschaftlichen Si-

cherheit, Teil 1) als Steuererstattung u.a. alleinstehenden Personen, die weniger als 

75.000 US-Dollar verdienen, gewährt worden. Nach dem Gesamtzusammenhang der 

Regelung soll die Leistung (wohl) allgemein der Sicherung des Lebensunterhalts unter 

Berücksichtigung der Entbehrungen und Mehraufwendungen aufgrund der Covid-19-

Pandemie, aber auch der Stärkung der amerikanischen Wirtschaft durch eine Förde-

rung des Konsums dienen. Etwas anderes ergibt sich auch nicht aus dem an die Klä-

gerin gerichteten Schreiben der US-amerikanischen Regierung vom 22.4.2021. Auch 

danach ist die Leistung (bloß) zur wirtschaftlichen Entlastung („economic relief“) ge-

währt worden, um diese Krise zu bewältigen („…will help get millions of Americans 

through this crisis.“). Dies genügt für die Annahme einer ausdrücklichen Zweckbestim-

mung i.S. des § 83 Abs. 1 SGB XII nicht. Ungeachtet dessen kommt eine Freilassung 

der Hilfe schon nicht in Betracht, weil die wohl wesentliche Zielrichtung - die Sicherung 

des Lebensunterhaltes - in gleicher Weise von den lebensunterhaltssichernden Leis-

tungen nach dem SGB XII verfolgt wird, hier also durch die auch der Klägerin gewährten 

Grundsicherungsleistungen einschließlich der gemäß § 144 S. 1 SGB XII (i.d.F.v. 

10.3.2021, BGBl. I 335) geleisteten Einmalzahlung aus Anlass der COVID-19-

Pandemie i.H.v. 150,00 € (bescheidlose Überweisung vom 23.4.2021). Andere Rege-

lungen über die Freilassung von Einkommen sind ebenfalls nicht einschlägig. Insbeson-

dere handelt es sich bei der US-Hilfe weder um eine Entschädigung wegen immateriel-

ler Schäden i.S. des § 83 Abs. 2 SGB XII noch um Zuwendungen der freien Wohlfahrts-

pflege oder Dritter i.S. des § 84 Abs. 1 und 2 SGB XII. Insoweit wird auf die umfassen-

den und zutreffenden Ausführungen in dem Urteil des SG (S. 9) Bezug genommen. 

 

Die US-amerikanische Beihilfe ist i.H. des tatsächlichen Zuflusses im Mai 2021 von 

1.147,54 € abzgl. der für die Einlösung des Schecks erforderlichen Bankgebühren von 
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17,50 € als mit der Erzielung des Einkommens verbundene notwendige Ausgabe (§ 82 

Abs. 2 Satz 1 Nr. 4), also i.H.v. 1.130,54 €, anzurechnen. Als einmalige Einnahme ist 

sie gemäß § 82 Abs. 7 Satz 1 SGB XII a.F. in dem auf den Monat des Zuflusses folgen-

den Monat, Juni 2021, zu berücksichtigen, weil für den Monat des Zuflusses, Mai 2021, 

bereits Leistungen ohne Berücksichtigung der Einnahme erbracht worden sind. Da 

durch die Anrechnung der Einnahme auf den Gesamtbedarf für Juni 2021 der Leis-

tungsanspruch für diesen Monat insgesamt entfiele, ist sie gemäß § 82 Abs. 7 Satz 2 

SGB XII a.F. auf einen Zeitraum von sechs Monaten gleichmäßig zu verteilen und mit 

einem entsprechenden Teilbetrag zu berücksichtigen. Ein begründeter Einzelfall i.S. 

des § 82 Abs. 7 Satz 3 SGB XII a.F., in dem dieser Verteilzeitraum angemessen zu 

verkürzen wäre, liegt nicht vor. Danach ist die einmalige Einnahme bei den der Klägerin 

zustehenden Grundsicherungsleistungen für Juni bis November 2021 in monatlicher 

Höhe von (gerundet) 188,42 € als Einkommen zu berücksichtigen. 

 

Von dem Einkommen der Klägerin sind gemäß § 82 Abs. 2 Nr. 2 SGB XII die Beiträge 

für die Kranken- und Pflegeversicherung in monatlicher Höhe von 182,71 € bzw. 36,03 € 

abzusetzen. 

 

Die der Klägerin für den streitgegenständlichen Zeitraum zustehenden Leistungen ent-

sprechen der Höhe nach der durch die LHH vorgenommenen Bewilligung durch Be-

scheid vom 13.1.2022 und zwar für August i.H.v. 229,20 €, September i.H.v. 139,99 €, 

Oktober i.H.v. 137,33 € und November 2021 i.H.v. 134,27 €. Wegen der Berechnungen 

im Einzelnen, also der Gegenüberstellung des Gesamtbedarfs und des Einkommens 

der Klägerin in den jeweiligen Monaten, wird gemäß § 136 Abs. 3 SGG auf die Begrün-

dung des Bescheides, genauer auf die diesem beigefügten Berechnungsbögen, Bezug 

genommen und von einer weiteren Darstellung der Entscheidungsgründe abgesehen. 

 

Die Kostenentscheidung beruht auf § 193 SGG. 

 

Gründe für die Zulassung der Revision (§ 160 Abs. 2 SGG) liegen nicht vor. Der Sache 

kommt insbesondere keine grundsätzliche Bedeutung i.S. des § 160 Abs. 2 Nr. 2 SGG 

zu, weil sich bei der Beurteilung der Zuwendung aufgrund des US-amerikanischen Kon-

junkturprogramms keine allgemeine Rechtfrage stellt, die nicht bereits höchstrichterlich 

geklärt ist (zu dieser Voraussetzung des Zulassungsgrundes vgl. B. Schmidt in Meyer-

Ladewig/Keller/Schmidt, SGG, 14. Aufl. 2023, § 160 Rn. 7 ff.).  
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Rechtsmittelbelehrung und Erläuterungen zur Prozesskostenhilfe 

I. Rechtsmittelbelehrung 

Diese Entscheidung kann nur dann mit der Revision angefochten werden, wenn sie nachträg-
lich vom Bundessozialgericht zugelassen wird. Zu diesem Zweck kann die Nichtzulassung der 
Revision durch das Landessozialgericht mit der Beschwerde angefochten werden.  

 
Die Beschwerde ist von einem bei dem Bundessozialgericht zugelassenen Prozessbevoll-
mächtigten innerhalb eines Monats nach Zustellung der Entscheidung schriftlich oder in 
elektronischer Form beim Bundessozialgericht einzulegen. Rechtsanwälte, Behörden oder ju-
ristische Personen des öffentlichen Rechts einschließlich der von ihnen zur Erfüllung ihrer öf-
fentlichen Aufgaben gebildeten Zusammenschlüsse müssen die Beschwerde als elektroni-
sches Dokument übermitteln (§ 65d Satz 1 Sozialgerichtsgesetz - SGG). Die Beschwerde 
muss bis zum Ablauf der Monatsfrist beim Bundessozialgericht eingegangen sein und die an-
gefochtene Entscheidung bezeichnen.  

 
Anschriften des Bundessozialgerichts: 
bei Brief und Postkarte bei Eilbrief, Paket und Päckchen 
34114 Kassel   Graf-Bernadotte-Platz 5, 34119 Kassel 
Telefax-Nummer:  
0561-3107475 

 
Die elektronische Form wird durch Übermittlung eines elektronischen Dokuments gewahrt, 
das für die Bearbeitung durch das Gericht geeignet ist und  

 

- von der verantwortenden Person qualifiziert elektronisch signiert ist oder  

- von der verantwortenden Person signiert und auf einem sicheren Übermittlungsweg 

gem. § 65a Abs. 4 SGG eingereicht wird.  

Weitere Voraussetzungen, insbesondere zu den zugelassenen Dateiformaten und zur qualifi-
zierten elektronischen Signatur, ergeben sich aus der Verordnung über die technischen Rah-
menbedingungen des elektronischen Rechtsverkehrs und über das besondere elektronische 
Behördenpostfach (Elektronischer-Rechtsverkehr-Verordnung - ERVV) in der jeweils gültigen 
Fassung. Informationen hierzu können über das Internetportal des Bundessozialgerichts 
(www.bsg.bund.de) abgerufen werden.  

 
Als Prozessbevollmächtigte sind nur zugelassen 

1. Rechtsanwälte, 

2. Rechtslehrer an einer staatlichen oder staatlich anerkannten Hochschule eines Mit-

gliedstaates der Europäischen Union, eines anderen Vertragsstaates des Abkommens 

über den Europäischen Wirtschaftsraum oder der Schweiz, die die Befähigung zum 

Richteramt besitzen, 

3. selbstständige Vereinigungen von Arbeitnehmern mit sozial- oder berufspolitischer 

Zwecksetzung für ihre Mitglieder, 

4. berufsständische Vereinigungen der Landwirtschaft für ihre Mitglieder, 

5. Gewerkschaften und Vereinigungen von Arbeitgebern sowie Zusammenschlüsse sol-

cher Verbände für ihre Mitglieder oder für andere Verbände oder Zusammenschlüsse 

mit vergleichbarer Ausrichtung und deren Mitglieder, 
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6. Vereinigungen, deren satzungsgemäße Aufgaben die gemeinschaftliche Interessen-

vertretung, die Beratung und Vertretung der Leistungsempfänger nach dem Sozialen 

Entschädigungsrecht oder der Menschen mit Behinderungen wesentlich umfassen und 

die unter Berücksichtigung von Art und Umfang ihrer Tätigkeit sowie ihres Mitglieder-

kreises die Gewähr für eine sachkundige Prozessvertretung bieten, für ihre Mitglieder, 

7. juristische Personen, deren Anteile sämtlich im wirtschaftlichen Eigentum einer der in 

den Nrn. 3 bis 6 bezeichneten Organisationen stehen, wenn die juristische Person 

ausschließlich die Rechtsberatung und Prozessvertretung dieser Organisation und ih-

rer Mitglieder oder anderer Verbände oder Zusammenschlüsse mit vergleichbarer Aus-

richtung und deren Mitglieder entsprechend deren Satzung durchführt, und wenn die 

Organisation für die Tätigkeit der Bevollmächtigten haftet. 

Die Organisationen zu den Nrn. 3 bis 7 müssen durch Personen mit Befähigung zum Richter-
amt handeln.  

 
Behörden und juristische Personen des öffentlichen Rechts einschließlich der von ihnen zur 
Erfüllung ihrer öffentlichen Aufgaben gebildeten Zusammenschlüsse sowie private Pflegever-
sicherungsunternehmen können sich durch eigene Beschäftigte mit Befähigung zum Richter-
amt oder durch Beschäftigte mit Befähigung zum Richteramt anderer Behörden oder juristi-
scher Personen des öffentlichen Rechts einschließlich der von ihnen zur Erfüllung ihrer öffent-
lichen Aufgaben gebildeten Zusammenschlüsse vertreten lassen. Ein Beteiligter, der nach 
Maßgabe der Nrn. 1 bis 7 zur Vertretung berechtigt ist, kann sich selbst vertreten.  

 
Die Beschwerde ist innerhalb von zwei Monaten nach Zustellung der Entscheidung von ei-
nem zugelassenen Prozessbevollmächtigten schriftlich oder in elektronischer Form zu begrün-
den. Rechtsanwälte, Behörden oder juristische Personen des öffentlichen Rechts einschließ-
lich der von ihnen zur Erfüllung ihrer öffentlichen Aufgaben gebildeten Zusammenschlüsse 
müssen die Begründung als elektronisches Dokument übermitteln (§ 65d Satz 1 SGG). 

 
In der Begründung muss dargelegt werden, dass 

- die Rechtssache grundsätzliche Bedeutung hat oder 

- die Entscheidung von einer zu bezeichnenden Entscheidung des Bundessozialge-

richts, des Gemeinsamen Senats der obersten Gerichtshöfe des Bundes oder des 

Bundesverfassungsgerichts abweicht und auf dieser Abweichung beruht oder 

- ein zu bezeichnender Verfahrensmangel vorliegt, auf dem die angefochtene Ent-

scheidung beruhen kann. 

Als Verfahrensmangel kann eine Verletzung der §§ 109 und 128 Abs. 1 Satz 1 SGG nicht und 
eine Verletzung des § 103 SGG nur gerügt werden, soweit das Landessozialgericht einem 
Beweisantrag ohne hinreichende Begründung nicht gefolgt ist.  

C. D. E. 
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II. Erläuterungen zur Prozesskostenhilfe 

Für das Beschwerdeverfahren gegen die Nichtzulassung der Revision kann ein Beteiligter 
Prozesskostenhilfe zum Zwecke der Beiordnung eines Rechtsanwalts beantragen. 

 
Der Antrag kann von dem Beteiligten persönlich gestellt werden; er ist beim Bundessozialge-
richt schriftlich oder in elektronischer Form einzureichen oder mündlich vor dessen Geschäfts-
stelle zu Protokoll zu erklären. Rechtsanwälte, Behörden oder juristische Personen des öffent-
lichen Rechts einschließlich der von ihnen zur Erfüllung ihrer öffentlichen Aufgaben gebildeten 
Zusammenschlüsse müssen den Antrag als elektronisches Dokument übermitteln (§ 65d 
Satz 1 SGG).  

 
Dem Antrag sind eine Erklärung des Beteiligten über seine persönlichen und wirtschaftlichen 
Verhältnisse (Familienverhältnisse, Beruf, Vermögen, Einkommen und Lasten) sowie entspre-
chende Belege beizufügen; hierzu ist der für die Abgabe der Erklärung vorgeschriebene 
Vordruck zu benutzen. Der Vordruck ist kostenfrei bei allen Gerichten erhältlich. Er kann 
auch über das Internetportal des Bundessozialgerichts (www.bsg.bund.de) heruntergeladen 
und ausgedruckt werden.  

 
Falls die Beschwerde nicht schon durch einen zugelassenen Prozessbevollmächtigten einge-
legt ist, müssen der Antrag auf Bewilligung von Prozesskostenhilfe und die Erklärung über die 
persönlichen und wirtschaftlichen Verhältnisse nebst den Belegen innerhalb der Frist für die 
Einlegung der Beschwerde beim Bundessozialgericht eingegangen sein. Ist dem Beteiligten 
Prozesskostenhilfe bewilligt worden und macht er von seinem Recht, einen Rechtsanwalt zu 
wählen, keinen Gebrauch, wird auf seinen Antrag der beizuordnende Rechtsanwalt vom Bun-
dessozialgericht ausgewählt. 
 

III. Ergänzende Hinweise 

Der Beschwerdeschrift und allen folgenden Schriftsätzen sollen Abschriften für die übrigen 
Beteiligten beigefügt werden. Das Bundessozialgericht bittet darüber hinaus um zwei weitere 
Abschriften. Dies gilt nicht im Rahmen des elektronischen Rechtsverkehrs.  


